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RHEINLAND-PFALZ

LANDESJOURNAL
GdP-Aktion: Politiker-Nachtschichten

Die stellvertretende Bundesvorsitzende der CDU bei ihrer Nachtschicht in Bad Kreuznach im 
Kreise der GdP-Kollegen. V. l.: JG-Vorsitzender Michael Flis, GdP-Sekretär Markus Stöhr, MdL 
Julia Klöckner, BG-Vorsitzender Ingo Schütte und KG-Vorsitzender King Karl Bodtländer

 Foto: Joachim Hamke BILD Frankfurt

Zahltag in der Südpfalz: GdP-Vize Gabler 
händigt die fälligen 11,52 Euro an den 
Landtagsabgeordneten Wolfgang Schwarz 
aus. Wie Julia Klöckner spendete auch 
Schwarz den Betrag.� Foto: GdP

Die GdP hat in jüngster Zeit 
Landtagsabgeordnete eingeladen, 
einen Nachtdienst zu versehen. 
Oppositionsführerin Julia Klöckner 
(CDU) und der designierte SPD-Poli-
zeisprecher Wolfgang Schwarz aus 
der Südpfalz waren die Ersten, die 
das Angebot nutzten.

Wolfgang Schwarz war in einer 
Freitagnacht Ende August bei der 
Dienstgruppe C der PI Landau zu 
Gast. Die Gespräche mit den Kollegin-
nen und Kollegen zeigten schnell, dass 
die Forderungen der GdP, die Vergü-
tung für den Dienst zu ungünstigen 
Zeiten deutlich anzuheben, auf breite 
Zustimmung stießen. 

Nachtdienste zeitlich faktorisieren

Ebenso fand die Forderung der GdP 
zur zeitlichen Faktorisierung  des 
Nachtdienstes  breite Bestätigung. 

Wolfgang Schwarz: „Ich werde die 
Forderungen nach besserer Vergü-

11,52 Euro für eine turbulente Nacht

tung des Nachtdienstes und der Fak-
torisierung der Arbeitszeit in die politi-
sche Diskussion einbringen. Nach 25 
Jahren ist eine Anhebung überfällig.“

Nach zehn Stunden, sieben Ruhe-
störungen, einem Unfall, einer Trun-
kenheitsfahrt, drei Fehlalarmen  und 
einer hilflosen Person überreichte 
der stellvertretende GdP-Landesvor-
sitzende Heinz Werner Gabler dem 
Landtagsabgeordneten und früherem 

Polizeibeamten Wolfgang Schwarz die 
gewissenhaft errechnete  Summe von 
11,52 Euro „DuZ“ für diese Nacht. 

Die GdP-Forderung von 5 Euro 

„DuZ“  aufnehmend, sagte MdL 
Schwarz zu, diese Summe auf 50 Euro 

aufzurunden und der Polizeistiftung 
zu spenden.

Politprominenz in Bad Kreuznach 

Der Besuch der stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden der CDU, Julia 
Klöckner, erregte mediale Aufmerk-
samkeit – sogar die BILD-Redaktion 
Frankfurt war zur Stelle. Die dienstha-
benden Kolleginnen und Kollegen 
nutzten die Gelegenheit, der Besuche-
rin ihre Situation zu erklären. In Klöck-
ners Nachtschicht gab es nicht ganz so 
viel zu tun wie bei ihrem Landtagskol-
legen Schwarz in Landau, aber immer-
hin konnte sie bei einer Einsatzfahrt zu 
einem Einbruchalarm eine Ahnung da-
von entwickeln, wie lang es trotz Inan-
spruchnahme von Sonderrechten bis 
zum Eintreffen am Einsatzort dauern 
kann.

Beeindruckt
Julia Klöckner zeigte großes Inter-

esse an den gesamten Arbeitsbedin-
gungen der Polizei. Beide Fraktionen 
– CDU und SPD – zeigen sich in Pres-
semitteilungen von den durch die 
GdP initiierten Nachtschichten beein-
druckt. Auszüge aus den Pressemit-
teilungen auf Seite 2 dieser Landes-
ausgabe.

Für weitere Politiker-Nachtschich-
ten – zum Beispiel mit Katharina Raue 
(B90/Grüne) – laufen derzeit noch Ter-
minvereinbarungen.
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Presse der Parteien: Bewegung in der Sache?
CDU- und SPD-Fraktion haben die 

Erlebnisse bei der Polizei in Presse-
mitteilungen umgesetzt. 
Hier die Pressemitteilungen der 
Fraktionen in Auszügen:

Der Vorsitzende der SPD-Landtags-
fraktion, Hendrik Hering, und SPD-
Landtagsabgeordneter Wolfgang 
Schwarz unterstützen die Forderung 
der Gewerkschaft der Polizei, die Er-
schwerniszulage zu erhöhen: „Polizis-

tinnen und Polizisten in Rheinland-Pfalz 
gewährleisten mit ihrer Arbeit die Si-
cherheit in unserem Land – zu mehr als 
einem Drittel nachts oder am Wochen-
ende. Dafür erhalten die Beamten eine 
sogenannte Erschwerniszulage, die seit 
1990 nicht mehr angehoben wurde. Da-
her freuen wir uns, dass die Landesre-
gierung die Zulage anheben wird.“ ./.

„Die wichtige Arbeit der Polizistin-
nen und Polizisten in unserem Land 
verdient unsere Anerkennung und 
Wertschätzung, die wir mit einer Erhö-
hung der aktuellen Beträge auch aus-
drücken wollen“, betonen Hering und 
Schwarz.

Im Rahmen einer Aktion der rhein-
land-pfälzischen Gewerkschaft der Po-
lizei, die auf die unbefriedigende Situa-
tion der Zulagen für den „Dienst zu 
ungünstigen Zeiten“ bei der Polizei 
hinweisen will, war die Vorsitzende der 
CDU-Landtagsfraktion, Julia Klöckner, 
bei der Polizeiinspektion Bad Kreuz-
nach bei einer Nachtschicht dabei. ./. 

„Deutlich wurde, die Nachtdienste, 
der Wechselschichtdienst generell, sind 
für die Beamtinnen und Beamten psy-
chisch und physisch sehr belastend. ./. 
Umso verständlicher vor diesem Hinter-
grund ist der große Unmut der Beleg-
schaft über die derzeitige Zulage zu 
Nachtzeiten. Diese ist seit 20 Jahren un-
verändert und beträgt, außer sonn- und 
feiertags, 1,28 Euro die Stunde. Für ei-
nen regulären Nachtdienst von 22 bis 
6 Uhr erhält ein Polizist also eine Zulage 
von 12,80 Euro, das steht in keinem Ver-
hältnis zu den Belastungen und Aufga-
ben – es wird Zeit, die Zulagen anzuhe-
ben, sie mindestens auf das Niveau 
anderer Länder oder des Bundes zu 
bringen. Hier ist die Landesregierung 
gefordert, sie ist zuständig“, betonte Ju-
lia Klöckner. ./.

Lesermeinungen zur „Bodycam“ 

„Gut und rechtskonform“
Die DP-Redaktion hatte in der August-Ausgabe ihre Leserinnen und 

Leser gebeten, ihre Meinung zum Thema Körperkamera beizutragen. 
Hier einige Wortmeldungen:

Eigensicherung

Robert Dörflinger: Ich bin generell 
für den Einsatz von Bodycams, jedoch 
sollten diese so am Körper angebracht 
werden, dass auch die Verletzungsge-
fahr des Kollegen minimiert wird.  Die 
Frage ist, welches System sinnvoller 
und unter Eigensicherungsaspekt 
besser geeignet wäre.

Respekt
Heike: Hallo GdP,  ich habe den 

sehr interessanten Artikel gelesen, ist 
ja auch heute in der RZ publiziert. 
Sollte es wirklich dazu beitragen, dass 
uns mal wieder Respekt gegenüber 
gebracht wird, dann wäre es eine sehr 
hilfreiche Sache. Spaß beiseite, sicher 

eine sinnvolle Sache, um unser recht-
mäßiges Handeln zu dokumentieren 
und etwaigen Beschwerden Abhilfe zu 
leisten, nur wäre es dann wahrschein-
lich besser, wenn die Aufnahmen nicht 
nach Dienstende gelöscht werden 
müssten, da – erfahrungsgemäß – die 
Beschwerden erst Tage später kom-
men.

Polizei beweispflichtig?
 Joachim Linke: Hallo Kolleginnen 

und Kollegen, wenn ich den Artikel so 
lese und interpretiere, heißt das für 
mich, dass dem betrunkenen Stören-
fried geglaubt wird (z. B. bei einer Kör-
perverletzung) und der Polizeibeamte 
muss erst mit Videobeweis seine Un-
schuld beweisen?! Wäre es nicht bes-

Foto: SPD-Fraktion

Foto: CDU-Fraktion
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Ludwig Traub ist 80

ser, wenn Vorgesetzte erst mal Ihren 
Kollegen glauben und Gerichte Belei-
digungen gegen Beamte oder Wider-
standshandlungen mit einem gerech-
ten Maß belegen würden? NEIN, dem 
ist nicht so. Es wird gegen Kollegen er-
mittelt, auch ohne deren Wissen. Für 
mich geht es mit der „Body-Cam“ auf 
die Seite, dass ich mich für jeden Ein-
satz bald entschuldigen muss. Warum 
sollen Polizeibeamte zu jeder Zeit 
nachweisen, dass sie nicht rechtswidrig 
gehandelt haben. Schöner wäre es, 
wenn die Allgemeinheit davon aus-
geht, dass alles korrekt abläuft. 

Macht mal eine Umfrage bei allen 
Kollegen der Polizei in RLP. Ankreu-
zen: Beförderung oder Body-Cam. Auf 
das Ergebnis bin ich gespannt.

Chance der Gegendarstellung
Markus Oppenhäuser: Liebe GdP-

Kollegen, meiner Meinung nach verge-
ben wir uns nichts, einen Probe-/Test-
betrieb in Rheinland-Pfalz zu starten.

Sicherlich sind wir nicht mit den 
Frankfurter Stadtteilen ungeprüft ver-
gleichbar, sodass wir eine dauerhafte 
Entscheidung über Nutzung/Nicht-

Nutzung von eigenen Erfahrungen 
UNSERER Kollegen/-innen in UNSE-
REN Dienstbezirken abhängig machen 
sollten.

Außerdem meine These: Unsere 
Kollegen/-innen draußen arbeiten gut 
und rechtskonform! In den allermeisten 
Fällen wird die Bodycam dazu führen, 
dass wir davon profitieren. Foto-/Vi-
deoaufnahmen werden meist sowieso 
gefertigt und meist auch veröffentlicht 
– nur leider stets von den „Anderen“, 
sodass wir in der Regel keine Chance 
der Gegendarstellung mit ebenfalls 
aussagekräftigen Bildern haben. Wie 
unsere Kollegen/-innen dann vor Ge-
richt behandelt werden, wenn solch 
„erdrückendes“ Beweismaterial auf-
taucht, zeigen die Erfahrungen einiger 
Verfahren. Die Aussage an sich hat 
kaum noch eine Rolle gespielt. Auch 
der ursprüngliche Anlass (Treten, Spu-
cken, Beißen, ...) ist nicht sonderlich re-
levant – da nicht bildlich festgehalten.

Dies soll gar kein Vorwurf sein, denn 
es geht einem sicherlich selbst so, dass 
uns Bilder mehr überzeugen als Schil-
derungen/Aussagen von Betroffenen.

Kein Mehrwert

Daniel Lutz:   Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich bin Polizeikommis-
sar bei der PI Ludwigshafen 2 im 
Wechselschichtdienst. Wir haben uns 
schichtintern schon mehrfach über 
das Thema Bodycam unterhalten. 
Und ich muss sagen, dass wir alle ent-
schieden gegen dieses Einsatzmittel 
sind. Ich sehe in dem Einsatz dieser 
Kamera einfach keinen Mehrwert 
und halte die Ausgaben dafür an an-
deren Stellen für besser angebracht. 
So hätte ich zum Beispiel viel lieber 
die Möglichkeit eines Stichschutzes 
für meine Schutzweste. Ich möchte 
lieber einen im Notfall auf jeden Fall 
funktionierenden Schutz als eine Ka-
mera, die den Einsatz dokumentiert 
und in Einzelfällen eine abschrecken-
de Wirkung hat. Bitte nehmt Abstand 
von diesem Einsatzmittel. Das ist mei-
ne Meinung, ich lass mich aber auch 
eines Besseren belehren.

Ehrenmitglied Ludwig Traub, eingerahmt von Ernst Scharbach (links) und dessen 
Vorgänger Helmut Conradt.

Von Herzen 
Gewerkschafter
Ende August vollendete der 

frühere Inspekteur der rheinland-
pfälzischen Polizei, Ludwig Traub, 
in robuster körperlicher Verfassung 
und bei nach wie vor geschliffenem 
Verstand und umgeben von seiner 
ganzen Familie sein 80. Lebensjahr. 

In seine Amtszeit fiel u. a. der erste 
große Demo-Einsatz in Rheinland-
Pfalz, als 200 000  Menschen in Hassel-
bach gegen die Stationierung von Per-
shing-Raketen im Hunsrück demon- 
strierten. Ein Einsatz, den Traub mit 
sehr viel Fingerspitzengefühl aber 
auch mit der notwendigen  Entschlos-
senheit  plante und der ob seines fried-
lichen  Verlaufes (damals ein Novum) 
bundesweit  Aufsehen erregte und  An-
erkennung fand.

Chapeau für Deinen Mut

 Wesentlichen  Anteil hatte Ludwig 
Traub ebenso an der Planung und 

Durchführung der Neuorganisation der 
RP-Polizei 1992/93. Sowohl inhaltlich, 
als auch an der Art und Weise, wie das 
alles – unter Einbeziehung von Füh-
rungskräften, Personalräten und Ge-
werkschaften – vonstatten ging.

Ganz allein in die Wege geleitet hat 
er die Eröffnung der Besoldungsgrup-
pe A 12 für Dienstgruppenleiter – mit 
einem einfachen Fernschreiben, ohne 
Wissen des Abteilungsleiters und ohne 
politische Rückendeckung. Nur wer 
die üblichen  Abläufe in einem Ministe-
rium kennt, kann begreifen, dass dies 
nahe an der Revolution war. Für den 
Mut heute noch: Chapeau! In Würdi-
gung seiner Verdienste um die rhein-

land-pfälzische Polizei wählte der 
Delegiertentag 1994 in Frankenthal 
Ludwig Traub  zum Ehrenmitglied – als 
ersten, der nie eine Wahlfunktion in der 
GdP innehatte, der aber – bis 1978 noch 
in der ÖTV – von Herzen Gewerk-
schafter geblieben ist.

Es war ein fröhliches Erinnern im 
Hause Traub in Neustadt/Weinstraße, 
so manches Ereignis passierte Revue 
und  Anekdoten gibt es nach einem er-
füllten  Arbeitsleben in der Polizei 
wahrlich zuhauf zu erzählen. 

Lieber Ludwig Traub, der Landes-
vorstand wünscht Dir noch viele gesun-
de und zufriedene Jahre im Kreise Dei-
ner Familie! 
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Interview mit René Klemmer

René Klemmer mit seiner Mentorin Margarethe Relet.

kurz & knackig

n ����KfW-KREDIT für 	
Einbruchschutzmaßnahmen

Innenminister Roger Lewentz 
hat das Engagement der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) 
zur Bekämpfung von Einbrüchen 
gelobt. „Haus- und Wohnungsei-
gentümer dürfen nicht an der fal-
schen Stelle sparen. Es ist wichtig 
und richtig, dass die KfW Förder-
programme für mehr Einbruch-
schutz an Privathäusern ins Le-
ben gerufen hat“, sagte Lewentz 
am Anfang September.

Das Angebot der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) geht zu-
rück auf eine Anregung der Bun-
des-GdP.

n ����GdP will selbstständige 
Hochschule der Polizei

In zahllosen Gesprächen und 
Initiativen wirkt die GdP-Landes-
spitze seit Jahren darauf hin, dass 
der Fachbereich Polizei der FHÖV 
Mayen selbstständige Hochschule 
der Polizei wird.

Der Polizeibereich am Campus 
Hahn hat dauerhaft mehr als tau-
send Studierende, ein Mehrfaches 
wie die „Mutter“ in Mayen. Viele 
administrativen Arbeiten müssen 
heute doppelt dargestellt werden. 
Die GdP kommt zu dem Ergebnis, 
dass durch die Selbstständigkeit 
viele Vereinfachungen greifen 
und unter dem Strich Kosten ein-
gespart werden.

Vorsitzender Ernst Scharbach: 
„Nach dem erfolgreich initiierten 
‚Bologna-Prozess‘ mit der Imple-
mentierung des Bachelorstudien-
gangs wäre die ‚Hochschule Poli-
zei‘ die logische Fortentwicklung.“

Die Intensivierung von For-
schung und Internationalität sind 
aus GdP-Sicht die Ziele der kom-
menden Jahre.

Die Kombination von Aus- und 
Fortbildung mit der Landespoli-
zeischule soll aus GdP-Sicht bei-
behalten werden.

Einen Schritt weiter gehen
Steffi Loth hat mit René Klemmer, dem künftigen Tarif-Vertreter im 

Gesamtpersonalrat des PP Mainz, dieses Interview geführt.

DP: Hallo René, du bist Kriminal-
techniker bei der KI Worms, was 
machst du genau?

René: Ich bin gelernter Fotograf und 
mache hier alles, was mit Fotos zu tun 
hat. Die ED-Behandlungen, Bilder von 
Kolleginnen und Kollegen. Aber na-
türlich auch die Spurensuche an Tator-
ten, die Vorselektion von Spuren, KtA-
Anträge, Sicherung und Verwaltung 
von Speichelproben und die Asserva-
tenverwaltung.

Außerdem machen wir hier 14-tägi-
ge Hospitationen mit den Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Schichtdienst. 

DP: Du machst mit beim Mento-
ringprojekt der drei Bundesländer 
Hessen, Niedersachsen und Rhein-
land-Pfalz. Wie kamst du dazu?

René: Der Markus Stöhr hat mich ge-
fragt und ehrlich gesagt, ich musste 
nicht lange überlegen. Meine Mentorin 
ist Margarethe Relet, die stellvertreten-
de Landesvorsitzende. Die Zusammen-
arbeit mit ihr ist sehr gut und bringt mir 
unheimlich viel. Ich hatte bislang nie so 
gute Möglichkeiten, so in die GdP-Ar-
beit Einblick zu erhalten. 

DP: Hast du auch bundesweite Ver-
anstaltungen besucht?

René: Ja, ich war kürzlich bei der 
Großen Tarifkommission in Berlin. Das 
war sehr umfangreich und total beein-
druckend. Das gibt einen richtigen 
Motivationsschub. 

DP: Was würdest du als besonders 
hilfreich in dem Mentoring-Pro-
gramm benennen?

René: Die schriftliche Vereinbarung 
von Zielen tut uns unheimlich gut. Das 
hat etwas Verbindliches und lässt uns 
konkret an etwas arbeiten. Wir haben 
ein Ziel vor Augen und der Weg dahin 
ist recht klar strukturiert. 

DP: Was hast du dir für deine Zu-
kunft vorgenommen?

René: Geplant ist, dass ich im Ge-
samtpersonalrat des PP Mainz den Be-
reich Tarif übernehme. Die Kollegin 
Anne Knewitz hat das lange Jahre ge-
macht und geht zum Ende des Jahres 
in den Ruhestand. 

DP: Aufgeregt?
René: Klar, das wird etwas völlig 

Neues. Die Arbeit hier hat mir ja auch 
sehr viel Spaß gemacht. Die Kollegiali-
tät bei der KI Worms ist enorm. Ich 
gehe also mit einem lachenden und 
einem weinenden Auge. 

Ich habe bereits vier Jahre in dem 
Gremium des örtlichen Personalrats 
der PD Worms gesessen, aber das hier 
wird wohl noch einen Schritt weiter 
gehen. 

DP: Was musst du alles vereinba-
ren?

René: Ich habe einen zweijährigen 
Sohn. Den haben wir bislang ohne 
Kindergarten o. Ä. betreut und haben 
uns das für das kommende Jahr auch 

vorgenommen. Das geht, weil wir die 
Großeltern prima einbinden können. 
Meine Frau ist auch berufstätig, sie hat 
aber auch Verständnis, wenn ich mal 
flexibel einen Termin abends wahr-
nehmen muss oder auch mal zwei 
Tage weg bin. 

DP: Alles Gute und viel Erfolg.
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GdP-Tarifbeschäftigte besuchen Fraktionschef Hendrik Hering

Petra Frensch-Wirtz, Margarethe Relet, Hendrik Hering (MdL), Carla Thorn

Petra Frensch-Wirtz, Carla Thorn 
und Margarethe Relet besuchten 
SPD-Fraktionschef Hendrik Hering in 
Hachenburg. 

Carla Thorn, stellvertretende Kreis-
gruppenvorsitzende in der Kreisgruppe 
PD Montabaur, und Kollegin Wirtz als  
Schwerbehindertenvertreterin nutzten 
das Gespräch, um auf die Situation im 
Tarifbereich der PD Montabaur hinzu-
weisen.

Margarethe Relet, stellvertretende 
Landesvorsitzende und Mitglied des 
HPRP, konnte über die Probleme jen-
seits des „Tellerrands  Montabaur“ be-
richten. 

Wiederbesetzungssperre und Ein-
sparungen im Budget erschweren die 
Nachbesetzung freier Stellen. Die hier-
durch entstehende Arbeitsverdichtung 
führe zu starken Belastungen bei den 
Beschäftigten, zumal der Altersdurch-
schnitt relativ hoch sei. Zusätzliche 
Aufgabenübertragungen seien nicht 
mehr zu machen. Es müsse – so Relet 
weiter – für die Zukunft sichergestellt 
werden, dass die zur Verfügung ste-
henden Stellen auch tatsächlich wieder 
besetzt werden könnten. 

Zusätzliche Einstellungen 
erforderlich

Die  GdP-Kolleginnen begrüßten 
das 2 x 20 Tarifstellenprogramm, das 
allerdings verpflichtend für freie Be-
amtenstellen vorgesehen war und kein 
„zusätzliches Personal“ in die Dienst-
stellen der PD gebracht habe. Um die 
angespannte Personalsituation im Poli-
zeidienst zu entlasten, seien zusätzli-
che Einstellungen von Tarifbeschäftig-
ten für administrative Aufgaben ein 
gutes Mittel. Als Tätigkeitsfelder wur-
den beispielhaft angeführt: Unterstüt-
zung durch Sachbearbeitung einfach 
gelagerter Fälle ohne weitere Ermitt-
lungsansätze, wie Diebstahl von Aus-
weisen, Fertigen von Verkehrsunfall-
fluchtanzeigen, ED-Behandlungen, 
Spurenauswertungen, Unterstützung 
der Sachbearbeitung in den Kommis-
sariaten usw. Sie versicherten, dass 
jede Dienststelle „Arbeit“ für weitere 
Tarifkräfte zur Entlastung der Beam-
tinnen und Beamten aufzeigen könne. 
Allerdings seien Aufgabenübertra-
gung ohne zusätzliches Personal und 
Budget aus den oben genannten Grün-

Mehr Tarifpersonal kann Situation entspannen

den nicht zumutbar. Angesprochen 
wurde ebenfalls die Situation der noch 
zur Verfügung stehenden Hausmeis-
ter. Hatte früher jede Dienststelle sei-
nen eigenen „guten Geist“, der noch 
viele andere „Kleinigkeiten“ zwi-
schendurch erledigen konnte, müssen 
die Beschäftigten heute von einer 
Dienststelle zur anderen springen und 
häufig ihre Arbeit unterbrechen, weil 
am nächsten Tag eine andere Dienst-
stelle zu betreuen ist. Altersbedingt 
kommt es in der nächsten Zeit in die-

sem Bereich ebenfalls vermehrt zu 
Verrentungen und eine Nachbeset-
zung der Stellen ist fraglich. Ihr Fazit: 
Mehr Tarifpersonal kann die ange-
spannte Personalsituation bei der Poli-
zei helfen zu entspannen. Die Politik 
muss aber gewillt sein, die erforderli-
chen Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Hendrik Hering nahm die Hinweise 
dankend entgegen und sagte zu, die 
Dienststelle PI/KI Montabaur zu besu-
chen und sich selbst vor Ort ein Bild 
über die Situation zu machen.

Gedenken in Polen

70 Jahre nach dem deutschen Na-
zi-Überfall auf Polen besuchte eine 
Delegation aus Vertretern der GdP 
und des DGB gemeinsam mit Innen-
minister Roger Lewentz die polni-
sche Partnerregion in der Woiwod-
schaft Oppeln.

Empfänge bei Elisabeth Wolbers, 
der Generalkonsulin in Breslau, und 
bei Ryszard Wilczynski, dem Woiwo-
den der Region Oppeln, Treffen mit 
der Gewerkschaft Solidarnosc und 
der größten Polizeigewerkschaft, 
„Polizeitermine“ in der Polizeidirek-

tion und bei der Bereitschaftspolizei 
sowie ein Besichtigungstermin im 
früheren Kloster Groß-Stein in der 
Gemeinde Gogolin gingen einem 
eintägigen Aufenthalt in Krakau und 
der intensiven, geführten Besichti-
gung der Vernichtungslager Ausch-
witz und Birkenau voraus. 

Das Foto zeigt Staatsminister Le-
wentz, Dietmar Muscheid, Ernst 
Scharbach und weitere Delegations-
mitglieder bei der Niederlegung ei-
nes Blumengebindes an der „Todes-
mauer“ im Stammlager Auschwitz.
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Kurz berichtet Aus dem hauptpersonalrat

Spezialeinheiten und K/16: 
Bedenken und Hinweise des HPRP

In der September-Sitzung gab es 
neben zehn Personalmaßnahmen 
diese Themen und Mitbestimmungs-
verfahren:

Betriebsärztlicher Dienst (BÄD) 

Wegen der noch ausstehenden Zusa-
ge der Landesregierung zu der späte-
ren Seltstübernahme des BÄD durch 
polizeiangehörige Ärzte konnte der 
HPRP der Vergabe der Leistungen bis 
2017 noch nicht zustimmen. Ernst 
Scharbach: „Wir brauchen eine sichere 
Perspektive für eine Arbeitsmedizin, 
die – eingebettet in das BGM – den Spe-
zifika der Polizei gerecht wird.“ 

Fragebogen 
der  Projektgruppe PIAV

Die Projektgruppe PIAV (Polizeiliche 
Informations- und Auswerteverfahren) 
will ausloten, welche Optimierungen 
für die Auswertung und das Erlangen 
von Ermittlungsansätzen innerhalb der 
Nutzung von POLADIS möglich sind. 
Dazu soll an alle Nutzer ein  elektroni-
scher Fragebogen versendet werden. 
Dem hat der HPRP zugestimmt.

AG Kooperation der Flugdienste

Polizeiabteilungsleiter Joachim Laux 
will eine AG einsetzen, die prüfen soll, 
welche Kooperationsmöglichkeiten mit 
dem Land Hessen bei den Flugdiensten 
bestehen. Der HPRP hat zugestimmt 
und ein Mitglied in die AG entsandt.

Personalien

Elf Kolleginnen und Kollegen sind 
von länderübergreifenden Versetzun-
gen nach § 15 Beamtenstatusgesetz po-
sitiv betroffen. Sechs Absolventinnen 
des Masterstudiengangs an der DH-
Pol. werden ihrer ersten Verwendung 
im 4. EA zugeführt und   sechs Kollegin-
nen und Kollegen des 4. EA verändern 
im Wege von Stellenbesetzungen oder 
Versetzungen/Umsetzungen ihr Auf-
gabengebiet. Die Beurlaubung eines 
Kollegen zur Übernahme einer Aufga-

be im Entwicklungsdienst lehnt der 
oberste Dienstherr wegen Personal-
mangels ab. 

Ausstattungssoll und Warnwesten

Unter anderem im Sanitätsdienst 
kommt es zu einer praxisbezogenen 
Verbesserung der Ausstattung mit 
„weißer Oberbekleidung“ und Schu-
hen. Die Kolleginnen und Kollegen der 
Polizeiautobahnstationen sollen als per-
sönliche Ausstattung eine Warnweste 
„POLIZEI“ erhalten, bei den PI’en und 
KI’en sollen die Fahrzeuge damit aus-
gestattet werden. 

Der HPRP stimmt dem zu, setzt sich 
aber dafür ein, dass ALLE eine persön-
liche Ausstattung erhalten. Zumindest 
sollen die PI’en mit Autobahnaufgaben 
wie die Polizeiautobahnstationen aus-
gestattet werden. 

Landeslage

Einer Vorschrift über die Mitwirkung 
der Führungszentralen der PP bei der 
Erstellung einer Landeslage hat der 
HPRP zugestimmt. Vorübergehend soll 
dies mit überholter Arbeitsweise (copy, 
paste and mail) geschehen, mittelfristig 
soll aber eine landeszentrale Anwen-
dung zur Verfügung stehen. 

Ausschreibung von Stellen 
A12/A13

Ausgehend von einer Initiative des 
Gesamtpersonalrats des PP Westpfalz 
und dem Wunsch der Leiter der BuE 
nach einer einheitlichen Regelung, ist 
der HPRP nach eingehenden Diskussio-
nen – insbesondere mit den Gesamtper-
sonalräten – mit dem ISIM in diesen 
Punkten übereingekommen:

Grundsätzlich werden Stellen, die in 

A 12/13 bewertet sind, landesweit aus-
geschrieben. Die BuE können aller-
dings zuvor in eigenem Ermessen und 
eigener Zuständigkeit Möglichkeiten 
der Umsetzung von Funktionsinhabern 
nutzen, um dann die „letzte frei geblie-
bene Stelle“ auszuschreiben. Voraus-
setzung ist lediglich, dass die Funkti-
onsinhaber bei der Stellenbesetzung 
ein Auswahlverfahren durchlaufen ha-
ben.

Dies umfasst Möglichkeiten, wie 
sie heute bereits in Dienstvereinbarun-
gen beschrieben sind: Stellentausch, 
Tauschinitiative der Funktionsinhaber 
oder Limitierung von Abfragen auf be-
stimmte Statusämter. Beispiel: Limitie-
rung auf A 11 bei DGL-Stellen in sehr 
großen Dienststellen. 

AG Spezialeinheiten und K/16

Inspekteur Werner Blatt stellte dem 
Gremium das Zwischenergebnis einer 
Arbeitsgruppe vor. 

Die kleine Gruppe hatte sich mit Fra-
gen der „Aufgaben, Struktur und Aus-
stattung der Spezialeinheiten und Spe-
zialkräfte der Polizei Rheinland-Pfalz“ 
befasst und Vorschläge zur dislozierten 
Zusammenlegung von SEK und MEK 
sowie Teilen der K/16  bei gleichzeitiger 
Anbindung an die Bereitschaftspolizei 
vorgelegt.

Minister Lewentz hatte vor der 
HPRP-Sitzung grünes Licht für weitere 
Prüfungen gegeben.

Neue AG im Oktober

Blatt kündigte zu diesem Zweck an, 
für die Oktobersitzung einen Zustim-
mungsantrag zur Einrichtung einer AG 
vorzulegen, an der die BuE und der 
HPRP beteiligt werden sollen.

Gespräche mit Betroffenen

Der HPRP-Vorstand hatte bereits 
zahlreiche Gespräche mit Betroffenen 
geführt. Etliche Bedenken, Fragestel-
lungen und Hinweise – sowohl in or-
ganisatorisch-taktischer, als auch in so-
zialer Hinsicht – hat der HPRP dem 
Inspekteur vorab mit auf den Weg ge-
geben.

Margarethe Relet, Ernst Scharbach
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GdP-KG Westerwald/Rhein-Lahn  

Wir trauern um

Carl Cußler, 82 Jahre
KG PD Kaiserslautern

Ilka Theilen, 47 Jahre
Ehefrau von Dirk Theilen
KG Neuwied-Altenkirchen

 
Margarethe Haas, 56 Jahre  

KG PP Trier

Wir werden ihnen ein ehren-
des Andenken bewahren.

Alles gute im  
ruhestand

Bernd Zeller
Heribert Leber
KG PD Kaiserslautern

Franz Geto
Horst Franck
KG PD Worms

Gottfried Beck
KG PD Neustadt

Gerhard Schramm
Arno Breidbach
Heinrich Wilhelm Christ
Manfred Jahnen
KG PP/PD Koblenz

Wir gratulieren 
zum Geburtstag

70 Jahre
Marlis Müller und 
Jutta Ott, 
KG Vorderpfalz
Ursula Gerhart 
KG PD Worms
Karin R. Wenzel 
KG PD Wittlich
Christel Doniat
KG PD Pirmasens
Roswitha Flockerzi
KG PD Neustadt
Wolfgang Born
KG PD Kaiserslautern

   75 Jahre
Werner Helferich
KG PD Worms
Claus Schäfer
KG PD Mayen

   80 Jahre
Horst Udersbach
KG LKA

   90 Jahre
Karl Moll
KG Neuwied-Altenkirchen

Der traditionelle Jahresausflug der 
Kreisgruppe Westerwald/Rhein-Lahn 
führte diesmal nach Weimar, in die 
Stadt der Dichter und Denker.

 Auf dem Weg dorthin stand die Be-
sichtigung der Wartburg in Eisenach 
auf dem Programm. Geprägt von den 
Eindrücken der Wirkungsstätte Mar-
tin Luthers ging es dann weiter nach 
Weimar. Dort haben wir ein unver-
gessliches Wochenende verbracht. 
Neben den vielen Sehenswürdigkei-
ten, die uns diese wunderschöne 
Stadt bot, konnten wir allabendlich 
im „Köstritzer Schwarzbierhaus“ 

Unvergessliches Wochenende 

nicht nur die gute „Thüringer Küche“ 
genießen. Eine bedrückende Stim-
mung hinterließ der Besuch der „Ge-
denkstätte Buchenwald“, die eng mit 
der Geschichte Weimars verbunden 
ist.� Ralf Pörtner


